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Polizei markiert
neongelb Präsenz
Die jüngste Sicherheitsumfrage
der Stadtpolizei Zürich (Stapo)
ergab, dass sich ein grosser Teil
derbefragtenZürcherinnenund
Zürchermehr sichtbarePolizei-
präsenzwünscht.Die Stapowill
diesemBedürfnis vor allemmit
zwei Massnahmen entgegen-
kommen.

Ab 2025werden die Polizis-
tinnenundPolizisten inEtappen
mit Westen ausgerüstet, bei
denen ein Teil neongelb ist.
«Man soll unsere Mitarbeiten-
den von weitem sehen», sagte
KommandantBeatOppliger am
Montag vor den Medien. Die
gelbenWesten-Teile seiennicht
zuletztbeinebligemWetteroder
bei Dunkelheit ein Vorteil.

Die zweiteMassnahme,wel-
che der Bevölkerung ein erhöh-
tes Sicherheitsgefühl vermitteln
soll, sind mehr Polizistinnen
und Polizisten auf E-Bikes.
Künftig werden alle Mitarbei-
tenden für Einsätze und Pat-
rouillen auf zwei Rädern ge-
schult. Auch alle Aspirantinnen
undAspirantenwürden künftig
diese Ausbildung durchlaufen,
sagteOppliger. So sollen in rund
zwei JahrenmehrBike-Patrouil-
len auf Zürcher Strassen unter-
wegs sein.

Die Sicherheitsbefragung,
welche die Polizei am Montag
publizierte, zeigt, dass die Zür-
cherinnen und Zürcher der Sta-
po nach wie vor gute Noten ge-
ben. Sie erhielt 8,25von10mög-
lichen Punkten. Bei der
Befragung von vor vier Jahren
lagderWertnochbei 8,21Punk-
ten. Das Sicherheitsempfinden
in der Stadt ist nach wie vor
hoch. In der Nacht jedoch füh-
len sich vor allem Frauen und
jüngere Befragte eher unsicher.
Die meisten von ihnen meiden
aber keine speziellenOrte.

Mehr als ein Drittel der Be-
fragten vermutet jedoch, dass
die Polizei nicht alle Menschen
gleich behandelt, sprich, dass
vor allem Migranten und Asyl-
suchende schlechter behandelt
würden. JüngereBefragtegaben
zudem an, dass sie sich von der
Polizei nicht immer ernst ge-
nommen fühlen oder diese als
arrogant wahrnehmen.

30zusätzlicheStellen
beantragt
Während die Einwohnerinnen
undEinwohnerunterdemStrich
aber zufrieden sind, stehen die
Mitarbeitenden der Polizei
unterhohemDruck.Dies vor al-
lem, weil die Grossanlässe und
DemonstrationenvieleRessour-
cen benötigen. «Wir sind an
einemPunkt,wowirnichtmehr
alles so machen können, wie
man das früher konnte», sagte
KommandantOppliger. Sohabe
die Stadtpolizei die Öffnungs-
zeitenaufdenWachenverkürzt.
Er räumte zudemein, dass«we-
niger brisante Fälle», etwa
Lärmklagen, jenachAuslastung
verzögert behandelt würden.

Die Personaldecke bei der
Stapo ist seit Jahren dünn. Si-
cherheitsvorsteherin Karin Ry-
kart (Grüne) hofft deshalb, dass
der Gemeinderat bei der Bud-
getdebatte imDezemberdievon
ihr beantragten Stellen geneh-
migt. Insgesamt stellt sieAntrag
auf 30zusätzlicheStellen.Aktu-
ell zählt die Stapo rund 1700
Korpsangehörigeund500zivile
Mitarbeitende. (sda/liz)

Schutzkonzepte bleiben freiwillig
Müssen die Zürcher Schulenmehr gegen sexuelle Gewalt an Kindern tun?Nein, findet der Kantonsrat.

SvenHoti

Eine Schule unter Schock, ein
Lehrer in Untersuchungshaft.
Was im Juni dieses Jahres in
einer Schule im Stadtzürcher
Schulkreis Glattal geschah, ist
dort sonochnie vorgekommen.
Ein 27-jähriger Lehrer soll sich
gegenüber einem Schüler se-
xuell übergriffig verhalten ha-
ben. Der Beschuldigte ist teil-
weise geständigund inzwischen
nicht mehr in U-Haft, es läuft
weiterhin ein Verfahren gegen
ihn wegen des Verdachts auf
Delikte gegendie sexuelle Inte-
grität.

Der Fall zeigt, wie effektiv
Schulen in solchen Fällen han-
delnkönnen:ZwischenderErst-
meldung durch eine Lehrerkol-
legin und die Beurlaubung des
mutmasslichen Täters sind ge-
radeeinmal rundzweiTagever-
strichen,wiedie«NZZ»berich-
tete. Dass dies in jedem Fall so
vorbildlichablaufenmuss, dürf-
ten die linken Parteien im Kan-
tonsrat bezweifeln.

WieVertreterinnen vonAL,
SP,Grüne, EVP,GLP,Mitte und
FDP in einemPostulat nämlich
schrieben, fehle es an vielen
Schulen an Schutzkonzepten.
«Um Präventionsarbeit umfas-
send greifen zu lassen, braucht
es eine institutionelle Veranke-
rung von schützenden Struktu-
renundProzessen.»Die Schule
sowie die Schülerinnen und
Schülermüsstenwissen,wie sie
inVerdachtsfällenhandeln soll-
ten. Sie fordern, dass der Kan-
tondie SchulenundGemeinden
dazu verpflichtet, entsprechen-
de Schutzkonzepte auszuarbei-
ten.

Kantonverweist auf
Gemeindeautonomie
In seinerAntwort beschriebder
Regierungsrat, aufwie viele Ar-
ten er die Schulen schon heute
unterstütze, auch finanziell,
wenndieseSchutzkonzepteaus-
arbeiten wollten. Die Gemein-
denundSchulendazuverpflich-
ten möchte er jedoch nicht, es
gelte dieGemeindeautonomie.

Aus diesem Grund wollte er
das Postulat als erledigt ab-
schreiben. Die vorberatende
Kantonsratskommission bean-
tragte jedoch mit hauchdünner
Mehrheit von 8 zu 7 Stimmen,
dass der Regierungsrat eine an-
derslautende Stellungnahme
abgibt, ehe er das Geschäft zu
denAkten legt.

DerKantonsrat unterstützte
am Montag nun mit ebenfalls
hauchdünner Mehrheit von 87
zu 86 Stimmen den Vorschlag
desRegierungsrats – alles bleibt
also beimAlten.

«EinPapierbietetkeine
Garantie»
SVP, FDP und Mitte fanden,
dass der Regierungsrat aufge-
zeigt habe, dass erbereits genug
tue, um Kinder an Schulen vor
sexueller Gewalt zu schützen.
Die Verantwortlichkeiten seien
klar geregelt, bei denVolksschu-
len seien die Gemeinden zu-
ständig, soKantonsrätinUrsula
Juncker (SVP,Mettmenstetten).
Wichtig sei, dass die Schulen
über effektive und tatsächlich
gelebteMassnahmenverfügten
–«unterwelchemTitel auch im-

mer», ergänzte Angie Romero
(FDP, Zürich). «Die Pflicht zur
EtablierungeinesPapiers bietet
dazu keineGarantie.»

Auch die Mitte zeigte sich
zufrieden mit der Antwort des
Regierungsrats.DieSchulen sei-
en bereits sehr gut aufgestellt,
sagteKathrinWydler ausWalli-
sellen und nannte als Beispiel
dasAngebotanSozialarbeiterin-
nenund -arbeitern.WasdieLin-
ke fordere, schiesse übers Ziel
hinaus, so die Schulpflegerin.
DasThemaerhalte andenSchu-
lenbereits dienotwendigehohe
Aufmerksamkeit.

«Verantwortungbeiden
Erwachsenen»
FürdieLinke sinddieUnterstüt-
zungsangebote des Kantons zu
wenig an der Zahl. Sinnvolle
Prävention setze bei den Er-
wachsenenan, fandSibylleMar-
ti (SP, Zürich). «Natürlich ist es
wichtig, den Kindern und Ju-
gendlichen zu vermitteln, dass
ihr Körper ihnen gehört. Aber
dieVerantwortung,dassesnicht
zuÜbergriffenkommt, liegt im-
mer und ausschliesslich in den
Händen der Erwachsenen.»

Die EVP sei kein Fan von an-
derslautendenStellungnahmen,
sagte Kantonsrat Hanspeter
Hugentobler aus Pfäffikon. «Es
ist jedoch ein hochprioritäres
Anliegen. Da muss in Schulen
absolute Nulltoleranz gelten.»
Zudem sei es von Vorteil, wenn
es an allen Schulen einheitliche
Schutzkonzepte gebe.

Der Regierungsrat gebe die
Verantwortung an die Gemein-
denundSchulenab, sagteNadia
Koch (GLP, Rümlang). «Es
bleibt ihnen überlassen, ob und
wie sie ihren Verpflichtungen
nachkommen.» Livia Knüsel
(Grüne, Schlieren) verwies
darauf, dass Kitas und Heime
schonheute zuentsprechenden
Schutzkonzepten verpflichtet
seien,«als logischeKonsequenz
müssten doch auch die Schulen
verpflichtet werden».

«Misstrauensvotum
gegenüberSchulen»
Lehrpersonen müssten lernen,
wie sie in Verdachtsmomenten
reagieren müssen, so Knüsel
weiter. «Wir trainieren an den
Schulen Notfallszenarien wie
etwa Evakuierungen, genauso

sollten auch die Handlungs-
abläufe verinnerlicht werden.»

Sexuelle Gewalt sei kein re-
gionalesThema, alsomüsseder
Kanton auch keine Rücksicht
auf die Gemeindestrukturen
nehmen, sagte Knüsel. «Die
Gemeindeautonomie ist zwar
einhehrer staatspolitischerLeit-
satz, er schützt Kinder und Ju-
gendliche jedoch nicht vor se-
xuellerGewalt undAusbeutung
an den Schulen», doppelte Ju-
dith Stofer (AL, Dübendorf)
nach.

Bildungsdirektorin Silvia
Steiner (Mitte) hielt am Stand-
punkt des Regierungsrats fest:
dassdie SchulenSchutzkonzep-
te ausarbeiten könnten, wenn
sie denn wollen, und dass der
Kanton sie dabei unterstütze.
«Wichtig ist, dass die Schutz-
konzepte lokal, passgenau und
vor allem partizipativ von den
Schulen und Gemeinden er-
arbeitet werden. Dies erhöht
derenVerbindlichkeit entschei-
dend.» Werde nun erwartet,
dass der Kanton sie dazu zwin-
ge, «ist dies vor allem einMiss-
trauensvotum gegenüber den
Schulen».

Erst im Juni machte ein Lehrer Schlagzeilen, der sich an einem Schüler vergriffen haben soll. Symbolbild: DPA

Streit um Kasernen-Umbau
ist beendet
Heimatschutz gibtWiderstand gegenGlasaufbau auf - nun kann
ein neues Bildungszentrum in Zürich entstehen.

Nach jahrelangen Auseinan-
dersetzungen kann es nun vor-
angehen mit der Umnutzung
der alten Militärkaserne in
Zürich: Der Zürcher Heimat-
schutz (ZHV) hat seinenRekurs
gegen den geplanten Umbau
der Kaserne nahe beimHaupt-
bahnhof zurückgezogen. Ob-
wohl derHeimatschutzweiter-
hin Bedenken hat, will er einen
langwierigen Rechtsstreit mit
ungewissem Ausgang vermei-
den.

Der Zürcher Heimatschutz
zieht seine Beschwerde zurück,
nachdem das Baurekursgericht

nacheinemAugenscheinwenig
Aussicht auf Erfolg signalisiert
hat, wie der ZHV am Montag
mitteilte.

Glasaufbaustand inder
Kritik
Der ZHV und der Stadtzürcher
Heimatschutz (SZH) wollten
die kantonalen Behörden dazu
bewegen, beim Umbau der Mi-
litärkaserne in ein Erwachse-
nenbildungszentrumdieEidge-
nössische Denkmalpflege (ED)
beizuziehen. Diese hatte das
Kasernenensemble2001alsvon
nationaler städtebaulicher Be-

deutung bezeichnet. Der Kan-
ton lehnte den Beizug der EKD
jedoch ab.

Ein Dorn im Auge ist dem
ZVHunter anderemdergeplan-
te Glasaufbau. Dieser sei zwar
mittlerweile in der Höhe leicht
reduziert worden, allerdings
nicht ausdenkmalpflegerischen
Überlegungen, sondern um die
revidiertenHochhausrichtlinien
einzuhalten.

Die Kantonspolizei nutzte
dieMilitärkaserne rund 30 Jah-
re lang und zog 2022 in das
neue Polizei- und Justizzent-
rum auf dem früheren Güter-

bahnhofs-Areal nahe derHard-
brücke um. Der Umbau zum
Bildungszentrum für Erwach-
sene, das aus der kantonalen
Maturitätsschule für Erwachse-

ne und der Berufsschule für
Weiterbildung EB Zürich be-
steht, sollte gemäss ursprüng-
lichem Zeitplan noch dieses
Jahr beginnen. (sda)

Visualisierung zum geplanten Umbau der Kaserne in Zürich: Der
Glasaufbau stiess auf beim Heimatschutz auf Widerstand.

Visualisierung: zvg


